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Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allge-
meinen Freibetrags bei den Sozialabgaben
Hilmar Schneider und Holger Bonin*
Der Beitrag untersucht die Arbeitsmarktwirkungen einer vom Deutschen Gewerk-
schaftsbund vorgeschlagenen Subventionierung der Sozialbeiträge über einen allge-
meinen Freibetrag. Im Rahmen eines mit SOEP-Daten geschätzten diskreten Arbeits-
angebotsmodells werden die Wohlfahrtseffekte des Konzepts auf Haushaltsebene ein-
schließlich der ausgelösten Verhaltensanpassungen simuliert. Der Freibetrag entfaltet
positive Wohlfahrtswirkungen nur dann, wenn die entstehenden fiskalischen Kosten
nicht gegenfinanziert werden. Bei Gegenfinanzierung über eine breit bemessene Kon-
sumsteuer gehen das gesamtwirtschaftliche Arbeitsangebot in Stunden und die mone-
tär bewertete individuelle Wohlfahrt zurück. Die Nutzeneinbußen wachsen mit der
Einkommensposition der Haushalte. Die Gegenfinanzierung über eine Kopfsteuer er-
hält den positiven Arbeitsangebotseffekt des Freibetrags, aber nur Haushalte im nied-
rigsten Einkommensdezil erfahren eine Nutzensteigerung.
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1 Einführung
Steigende Lohnnebenkosten sind eine Ursache für
die hohe strukturelle Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land. In dem Maße, wie Arbeitgeber die Beiträge zu
den gesetzlichen Sozialversicherungen nicht über-
wälzen können, schwächt die Belastung des Produk-
tionsfaktors Arbeit die Nachfrage. Auf der Ange-
botsseite treiben die Sozialabgaben einen Keil zwi-
schen Produktivität und Nettoeinkommen der Ar-
beitnehmer, so dass die Erwerbsbereitschaft sinkt.
Dieses Problem trifft vor allem Geringqualifizierte.
Zur Bekämpfung dieser strukturellen Defizite hat
der Deutsche Gewerkschaftsbund (2003) einen all-
gemeinen Freibetrag bei den Sozialabgaben in Höhe
von monatlich 250 Euro vorgeschlagen, der sowohl
Arbeitnehmern als auch Arbeitgebern zugute
kommt. Im Gegenzug sollen die bestehenden Mög-
lichkeiten geringfügiger Beschäftigung ohne bzw.
mit reduzierter Beitragspflicht für den Arbeitneh-
mer (Mini-, Midijobs) abgeschafft werden. Entste-
hende Beitragsausfälle sollen ganz oder teilweise
über höhere Steuern finanziert werden. Dieser Ent-
wurf unterscheidet sich konzeptionell von anderen
Vorschlägen zur Subventionierung der Sozialbei-
träge, vgl. Dann et al. (2002) für einen Überblick.
Zum einen erfasst die Subvention alle sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten und unterscheidet
sich damit von wenig erfolgreichen zielgruppenspe-
zifischen Maßnahmen zur Senkung der Abgabenlast
niedriger Einkommen wie dem Mainzer Modell
(Gerster und Deubel 1999). Zum anderen entwi-
ckeln sich die Förderbeträge, anders als bei einer
allgemeinen Senkung der Beitragssätze zur Sozial-
versicherung, regressiv. Der konstante Freibetrag
sorgt dafür, dass die prozentuale Entlastung des
Faktors Arbeit mit steigendem Bruttoeinkommen
abnimmt. Die Befürworter der Freibetragsregelung
sehen darin einen verteilungspolitischen Vorteil ge-
genüber einer proportionalen Verringerung der Ab-
gabenlast durch niedrigere Beitragssätze.
Der vorliegende Beitrag untersucht die potenziellen
Wirkungen eines allgemeinen Freibetrags bei den
Sozialabgaben mithilfe eines Mikrosimulationsmo-
dells des Steuer-und Transfersystems, das mit Indivi-
dualdaten und einem strukturellen Arbeitsangebots-
modell verknüpft wird. Unter üblichen Annahmen
über rationales Entscheidungsverhalten von Haus-
halten (statische Nutzenmaximierung) lassen sich
mit diesem Ansatz die Wirkungen einer Reform auf
das Arbeitsangebot und die individuelle Wohlfahrt
simulieren. Dabei wird die Rolle unfreiwilliger Ar-
beitslosigkeit ignoriert: ein Arbeitsangebot von Null
wird als optimale Entscheidung der Haushalte inter-
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pretiert. Hierin folgt die Untersuchung früheren
deutschen ex-ante Evaluationsstudien.1
Allerdings führt diese Vorgehensweise, wenn das in-
dividuell gewünschte Arbeitsangebot durch Bedin-
gungen auf der Arbeitsnachfrageseite restringiert
ist, zu einer verzerrten Schätzung der Präferenzpa-
rameter für Freizeit und Konsum. Empirische Er-
gebnisse für Deutschland von Bargain et al. (2005)
zeigen, dass unter Berücksichtigung der zweiten Be-
schäftigungshürde bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit
strukturell geschätzte Arbeitsangebotselastizitäten
signifikant niedriger sind als ohne Nachfragerestrik-
tion geschätzte Elastizitäten. Das heißt, dieser Bei-
trag erfasst die Obergrenze der möglichen Beschäf-
tigungseffekte einer Freibetragsregelung. Denkbar
ist jedoch, dass sich die Arbeitsnachfrage durch die
zugleich erfolgende Subventionierung der Arbeitge-
ber soweit belebt, dass ein steigendes Arbeitsange-
bot auch absorbiert wird.
Unsere Studie erweitert die von Kaltenborn et al.
(2003) vorgenommene Abschätzung der Angebots-
effekte eines Sozialabgabenfreibetrags in verschie-
dener Hinsicht. Erstens beruhen die Simulationen
auf einem flexibleren diskreten Wahlmodell, in dem
Haushalte Entscheidungen über Freizeit und Kon-
sum innerhalb eines engen Rasters von Arbeitszeit-
kategorien treffen. Zudem wird bei Paaren die Ko-
ordination des Arbeitsangebots über einen kollekti-
ven Entscheidungsprozess abgebildet (van Soest,
1995). So wird die Reaktion des gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsangebots auf eine exogene Änderung
des Steuer- und Transfersystems präziser simuliert.
Darüber hinaus verwenden wir bei der Simulation
der Reformwirkungen ein Verfahren zur Bestim-
mung exakter Übergangswahrscheinlichkeiten zwi-
schen den Arbeitszeitkategorien gemäß Bonin und
Schneider (2006) bzw. de Palma und Kilani (2005).
Dieses Verfahren berücksichtigt die unbeobachtete
Heterogenität der Haushalte, so dass die Folgen ei-
nes exogenen Schocks anhand des Erwartungswerts
individueller Verhaltensreaktionen anstatt von
Randverteilungen analysiert werden können. Hier-
durch lassen sich zum einen die Nutzenveränderun-
gen durch die Reform auf Haushaltsebene angeben
und in Form monetärer Äquivalente miteinander
vergleichen. Zum anderen können die Änderungen
des Arbeitsangebots, die sich aus der erforderlichen
Gegenfinanzierung der Reform ergeben, innerhalb
des geschätzten Verhaltensmodells simuliert wer-
den.
1 Vgl. zum Beispiel Steiner (2003), Arntz et al. (2003) und Steiner
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Die Simulationen ergeben, dass die vorgesehene
Beitragsentlastung nur dann zu Nutzengewinnen
der Haushalte führt, wenn auf eine Gegenfinanzie-
rung verzichtet wird. In diesem Fall werden fast alle
Einkommensgruppen absolut gleich besser gestellt,
so dass die Reform das angestrebte Verteilungsziel
erreicht. Bei Gegenfinanzierung über eine Pauschal-
steuer kommt es dagegen zwar zu einem moderaten
Anstieg des Arbeitsangebotsvolumens, für die aller-
meisten Haushalte werden die durch den Freibetrag
erzielten Nutzengewinne jedoch vollständig rück-
gängig gemacht. Die Gegenfinanzierung über eine
breit bemessene Konsumsteuer führt sogar zu einem
Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolu-
mens. Bei fast allen Haushalten kommt es zu Nut-
zenverlusten, die mit dem Haushaltseinkommen ab-
solut zunehmen.
Der weitere Beitrag gliedert sich wie folgt. Ab-
schnitt 2 arbeitet die Wirkungen eines Sozialabga-
benfreibetrags anhand des statischen neoklassischen
Arbeitsangebotsmodells heraus. Abschnitt 3 be-
schreibt das verwendete empirische diskrete Wahl-
handlungsmodell, die der Schätzung des Modells zu-
grunde liegende Stichprobe und die geschätzten
Verhaltensparameter. Abschnitt 4 diskutiert die si-
mulierten Wirkungen der Reform auf das Arbeits-
angebot und die individuelle Wohlfahrt. Abschnitt 5
schließt mit einer zusammenfassenden Bewertung
der Ergebnisse.
2 Theoretische Wirkungen eines
Freibetrags bei den Sozialabgaben
Hypothesen über die Wirkungen eines Freibetrags
bei den Sozialabgaben lassen sich im statischen neo-
klassischen Modell des Arbeitsangebots mit Steuern
einfach ableiten. Es sei unterstellt, dass Individuen
über insgesamt L0 Stunden Zeit verfügen und eine
vom laufenden Konsum von Gütern C und Freizeit
L abhängige Nutzenfunktion U = U(C, L) maximie-
ren. Die Optimierung erfolgt unter der Restriktion,
dass der Gesamtaufwand für die beiden Konsumgü-
ter das (exogene) Vollerwerbeinkommen V0,d . h .
das Einkommen bei völligem Verzicht auf Freizeit,
nicht übersteigt. Unterstellt man eine Steuer mit
konstantem Steuersatz τ auf das Erwerbseinkom-
men und einen konstanten Bruttolohnsatz von w,
lässt sich diese Budgetbeschränkung schreiben als:
C+( 1- τ)wL  V0.
Das dargestellte Optimierungsproblem hat zwei Lö-
sungen. Die erste Lösung charakterisiert Teilnehmer
am Arbeitsmarkt. Individuen, die arbeiten, wählen
diejenige Kombination von Freizeit und Konsum auf
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der Budgetgeraden, bei der die Grenzrate der Sub-
stitution zwischen dem Konsum von Freizeit und
dem Konsum von Gütern dem realen Preis der Frei-
zeit, d.h. dem Nettolohnsatz, entspricht. Das Ar-
beitsangebot H folgt direkt aus der gewählten
Menge an Freizeit: H = L0 - L.
Eine Senkung des Proportionalsteuersatzes wirkt
auf das Arbeitsangebot wie eine Erhöhung des
Bruttolohnsatzes. Entsprechend lässt sich die














Ein niedrigerer Steuersatz führt einerseits zu einer
Ausweitung des Arbeitsangebots; der Konsum von
Freizeit wird relativ teurer (Substitutionseffekt).
Andererseits bewirkt die Erhöhung des potenziellen
Einkommens eine Ausweitung der Nachfrage nach
Freizeit bzw. einen Rückgang des Arbeitsangebots,
solange Freizeit ein normales Gut ist (Einkommens-
effekt). Theoretisch ist der Gesamteffekt einer Än-
derung des Steuersatzes auf die gewünschte Arbeits-
zeit von Individuen, die bereits Arbeit anbieten, un-
bestimmt.
Die zweite Lösung des Optimierungsproblems cha-
rakterisiert den Fall der Nichtpartizipation, d.h. ein
optimales Arbeitsangebot von Null. Eine Arbeits-
aufnahme lohnt sich solange nicht, wie der mit der
Aufgabe einer marginalen Einheit Freizeit verbun-
dene Nutzenverlust höher ist als der Nutzengewinn
aus der damit einhergehenden marginalen Steige-
rung der Konsummöglichkeiten um den Nettolohn-
satz (1 - τ)w. Der Reservationslohn ist der höchste
Lohnsatz, bei dem eine Arbeitsaufnahme gerade
noch unterbleibt. Wird der Proportionalsteuersatz
gesenkt, erhöht sich der Nettoertrag jeder Einheit
Arbeit. Bei jeder Verteilung von Bruttolohnofferten
steigt die Wahrscheinlichkeit, dass der Reservations-
lohn überschritten wird, und somit die Partizipati-
onsrate.
Bei Einführung eines Steuerfreibetrags in Höhe S
hat die Bemessungsgrundlage der Steuer den Wert:
max(wH - S,0). Entsprechend beträgt die Steuer-
zahlung
Ï L  L0 -
S
w
 Ls. 0 falls Ô
T= Ì
τ(wH - S) sonst Ó
Abbildung 1 illustriert die Wirkungen auf die Bud-
getrestriktion im obigen Modell. Für Individuen mit
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(Ls,L 0] reduziert sich der Steuersatz auf Null. Die
Budgetgerade dreht sich nach außen und erhält die
Steigung des Bruttolohnsatzes w. Für Individuen mit
einem ursprünglichen Arbeitsangebot im Intervall
Î0, Ls˚ bleibt die Steigung der Budgetgerade dage-
gen unverändert. Sie verschiebt sich aber um den
konstanten Betrag V0 V0
s nach oben.
Somit hat die Freibetragsregelung auf der Individu-
alebene drei mögliche Effekte. (1) Bei einem gege-
benen Reservationslohn erhöht sich die Partizipati-
onswahrscheinlichkeit von Individuen, die in der
Ausgangssituation nicht arbeiten. (2) Bei Indivi-
duen, deren ursprüngliches steuerpflichtiges Ein-
kommen niedriger ist als der Freibetrag, treten ein
negativer Einkommens- und ein positiver Substituti-
onseffekt auf, so dass die Wirkung auf das Arbeits-
angebot unbestimmt ist. In jedem Fall verbleiben
diese Individuen jedoch im Arbeitsmarkt. Ihr Netto-
lohnsatz ist bereits in der Ausgangssituation größer
als der Reservationslohnsatz. (3) Für Individuen,
deren ursprüngliches steuerpflichtiges Einkommen
oberhalb des Freibetrags liegt, ist der marginale Er-
trag einer zusätzlichen Einheit Arbeit konstant. Es
wirkt nur der negative Einkommenseffekt. Im un-
günstigsten Fall fällt das individuelle Arbeitsangebot
auf L0 - Ls.
Hieraus folgt für die gesamtwirtschaftliche Ebene,
dass die Partizipationsrate nach Einführung des
Freibetrags definitiv zunimmt. Damit ist jedoch
noch nicht sicher, dass auch das Arbeitsvolumen in
Stunden wächst. Ob es dazu kommt, ist theoretisch
unbestimmt und hängt von der Stärke des mit der
Steuersenkung verbundenen Einkommenseffekts
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bei denjenigen ab, die im Status quo bereits arbei-
ten. Daher müssen die für das Arbeitsangebotsver-
halten relevanten Parameter empirisch geschätzt
werden.
3 Schätzung der Arbeitsangebots-
parameter
3.1 Empirisches Modell
Die Schätzung der für die Mikrosimulation benötig-
ten Verhaltensparameter basiert auf einem struktu-
rellen Modell des Arbeitsangebotsverhaltens. In der
Tradition von van Soest (1995) beschränken wir die
Wahlmöglichkeiten bei der Arbeitszeit auf eine dis-
krete Anzahl von Alternativen. Dieser discrete
choice-Ansatz vereinfacht Schätzung und Simula-
tion des Arbeitsangebotsmodells erheblich, weil die
Budgetrestriktion des Haushalts nicht für einen ste-
tigen Verlauf von Arbeitszeiten evaluiert werden
muss. Hierdurch bleiben Arbeitsangebotsschätzun-
gen auch bei komplexen, nicht-stetigen und nicht-
konvexen Budgetverläufen numerisch handhabbar.
Dies ermöglicht eine sehr detailgetreue Nachbil-
dung des jeweils geltenden Steuer- und Transfersys-
tems. Zudem legt die zu beobachtende Verteilung
der Arbeitszeiten nahe, dass der Handlungsraum bei
Entscheidungen über die Arbeitszeit de facto auf
wenige Alternativen beschränkt ist. Die Rundungs-
probleme, die durch eine Reduktion der Auswahl-
möglichkeiten auf Stundenkategorien auftreten,
sind daher relativ gering.Hilmar Schneider und Holger Bonin Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags
Betrachtet werde zunächst die Arbeitsangebotsent-
scheidung eines einzelnen Individuums. Der mit der
Wahl einer Handlungsalternative j verbundene Nut-
zen Uj sei eine Funktion des laufenden Konsums Cj,
der die Alternative charakterisierenden Freizeit Lj,
einem Vektor von Haushaltscharakteristika Zj, die
über die Handlungsalternativen variieren können,
sowie einer unbeobachtbaren Komponente νj:
Uj = U(Cj,L j;Z j)+νj,
Gemäß dem statischen neoklassischen Modell des
Arbeitsangebots wird im Folgenden die Akkumula-
tion von Vermögen vernachlässigt. Ohne Sparmotiv
entspricht der laufende Konsum einer Periode dem
laufenden Nettoeinkommen des Haushalts. Das lau-
fende Nettoeinkommen ist eine Funktion des Brut-
tolohnsatzes, der geleisteten Arbeitszeit und der
Steuerzahlungen abzüglich Transfers, T. Diese sind
eine Funktion des Bruttoeinkommens und anderer
Haushaltscharakteristika. Allgemein lautet die Bud-
getrestriktion demnach:
Cj =C j(w(L0 - Lj), T(w(L0 - Lj); Zj).
Bei Kenntnis des geltenden Steuer- und Transfersys-
tems lässt sich für jede zugelassene Handlungsalter-
native Lj der zugehörige hypothetische Konsum Cj
berechnen.
Die ökonometrische Schätzung dieses Modells er-
fordert zwei identifizierende Annahmen. Erstens
wird unterstellt, dass die vom Haushalt gewählte
Handlungsalternative unter allen verfügbaren Hand-
lungsalternativen den größten Nutzen stiftet. Zwei-
tens wird angenommen, dass der Störterm νj über
Handlungsalternativen und Haushalte hinweg iden-
tisch und unabhängig Typ 1-extremwertverteilt ist.
Unter diesen Voraussetzungen ergibt sich die Wahr-
scheinlichkeit, dass ein Haushalt die Alternative i
wählt, als:






Dies ist das conditional logit Model von McFadden
(1974). Mit diesem Modell lassen sich die Parameter
einer vorzugebenden spezifischen direkten Nutzen-
funktion über Maximum Likelihood schätzen.
Bei Mehrpersonenhaushalten muss das skizzierte
Entscheidungsmodell erweitert werden, um eine
mögliche Koordination des Arbeitsangebots zwi-
schen einzelnen Haushaltsmitgliedern abzubilden.
Wir betrachten dazu ein unitäres Handlungsmodell,
in dem die Haushaltsmitglieder ihr Einkommen
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poolen (Hausmann und Ruud, 1984). Dies bedeutet,
dass der Nutzen vom individuellen Arbeitsangebot
aller Haushaltsmitglieder und vom laufenden Kon-
sum des Haushalts abhängt, nicht jedoch von der
Aufteilung des Konsums (bzw. des laufenden Netto-
einkommens) innerhalb des Haushalts.
3.2 Daten
Die für die Schätzung des empirischen Modells ver-
wendeten Haushaltsdaten stammen aus dem Sozio-
oekonomischen Panel (SOEP), Welle 2002.2 Unsere
Stichprobe beschränkt sich auf Haushalte von Al-
leinstehenden und Ð verheirateten oder unverheira-
teten Ð Paaren. Haushalte mit Erwachsenen, die mit
dem Haushaltsvorstand nicht in einer partnerschaft-
lichen Beziehung stehen, werden ausgeschlossen,
weil Bedarfsgemeinschaften innerhalb des Steuer-
und Transfersystems nur unpräzise zu erfassen sind.
Zudem erscheint für solche Haushalte die für Paar-
haushalte getroffene strukturelle Annahme proble-
matisch, dass alle Nettoeinkommen zu einem ge-
meinsamen Konsumbündel des Haushalts zusam-
mengefasst werden können.
Weil das Arbeitsangebot an den Altersrändern stark
durch das Ausbildungs- bzw. Verrentungsverhalten
beeinflusst wird, beschränken wir die Stichprobe au-
ßerdem auf Personen im Haupterwerbsalter (25Ð55
Jahre). Um nur Personen zu erfassen, die dem allge-
meinen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, werden
des weiteren Personen, die sich noch in einer Aus-
bildung befinden, Wehr- und Zivildienstleistende,
Frauen im Mutterschutz oder Erziehungsurlaub,
Selbständige und Beamte nicht berücksichtigt. Bei
Paaren wird der gesamte Haushalt gestrichen, so-
bald einer der Partner diese Ausschlusskriterien er-
füllt. Nach Ausschluss von Haushalten mit fehlen-
den Angaben verbleiben für die Schätzungen noch
4269 Haushalte mit 6881 Personen. Rechnet man
die Haushalte mit den Gewichtungsfaktoren des
SOEP hoch, repräsentiert die Stichprobe rd. 17,9
Millionen Personen, darunter rd. 4,1 Millionen
Nichterwerbstätige.
Tabelle 1 fasst die Stichprobe zusammen. Die Be-
schäftigtenquoten der Alleinstehenden liegen unab-
hängig vom Geschlecht relativ nah am Stichproben-
mittel von 75,2 Prozent. Deutliche Abweichungen
gibt es dagegen bei den Paarhaushalten. Hier liegt
2 Das SOEP ist eine repräsentative Längsschnittstudie privater
Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland. Die Stichprobe
umfasste im Erhebungsjahr 2002 mehr als 12.000 Haushalte mit
fast 24.000 Personen. Zur Einführung in den Datensatz vgl. Hais-
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die Beschäftigungsquote der Frauen nur bei rund
zwei Drittel, während Männer zu über 83 Prozent
beschäftigt sind. Die Verhaltensasymmetrie wird
noch stärker, wenn man die Verteilung der geleiste-
ten Arbeitszeiten betrachtet.
Tabelle 2 zeigt die Verteilung der Arbeitszeiten nach
Haushaltstypen gemäß der regelmäßig geleisteten
wöchentlichen Arbeitszeit einschließlich bezahlter
Überstunden. In Paarhaushalten ist das Modell des
weiblichen Zweitverdieners weit verbreitet: in weit
mehr als der Hälfte der Fälle arbeitet die Partnerin
kürzer als der Partner. Nur in jedem vierten Haus-
halt arbeiten beide Partner Vollzeit. So erreicht die
durchschnittliche Arbeitszeit der Frauen im Mittel
nur das Niveau einer Teilzeitbeschäftigung. Für Al-
leinstehende sind die Geschlechterunterschiede bei
der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit weniger
stark ausgeprägt. Zwar zeigen auch alleinstehende
Frauen eine Tendenz zur Teilzeitarbeit. Dies wird
jedoch durch eine höhere Beschäftigungsquote teil-
weise ausgeglichen.
Unterschiede zwischen den Haushaltstypen zeigen
sich auch bei den Einkommen. Zum einen sind die
Bruttoerwerbseinkommen von beschäftigten Allein-
stehenden niedriger als bei den beschäftigten Mit-
gliedern von Paarhaushalten. Dies ist im Wesentli-
chen auf systematische Unterschiede bei den Brut-
tostundenlöhnen zurückzuführen. Zum anderen er-
zielen alleinstehende Frauen ein geringeres Brutto-
erwerbseinkommen als alleinstehende Männer. Dies
beruht vor allem auf Unterschieden bei der durch-
schnittlichen Arbeitszeit. Aus den individuellen
Bruttoerwerbseinkommen berechnen wir mit Hilfe
eines Modells des deutschen Steuer- und Transfer-
systems das für den Konsum verfügbare Haushalts-
nettoeinkommen. Dieses Modell, das die Gesetzes-
lage des Jahres 2002 abbildet, erfasst folgende Ele-
mente: die Einkommensteuer einschließlich Ehegat-
tensplitting, sämtliche Beiträge zu den gesetzlichen
Sozialversicherungen, Kindergeld, Sozialhilfe, Wohn-
geld, sowie die Regelungen zur geringfügigen Be-
schäftigung (325-Euro Jobs). Die so ermittelte effek-
tive Steuer- und Abgabenbelastung der Haushalte
erreicht 16,9 Prozent bei alleinstehenden Frauen,




Die Unterschiede zwischen den drei Haushaltstypen
in der Stichprobe sind so gravierend, dass wir das
Arbeitsangebotsmodell für Paare sowie alleinste-
hende Frauen und Männer getrennt schätzen. Wir
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unterstellen, dass jeder Erwachsene im Haushalt
über Zeitausstattung von 80 Stunden pro Woche
verfügt und seine wöchentliche Arbeitszeit aus der
Menge {0,10,20,30,40,50} auswählt. Die in der Stich-
probe beobachteten Arbeitszeiten werden entspre-
chend gerundet.3 Diese Spezifikation ergibt bei Al-
leinstehendenhaushalten sechs, bei Paarhaushalten
36 mögliche Kombinationen von Wochenarbeitszei-
ten und Konsum. Durch Zulassung von Teilzeit bei
den Männern sind einige Arbeitszeitkategorien nur
schwach besetzt, so dass das Modell im Mittel die
Wahrscheinlichkeit dieser Handlungsoptionen über-
schätzt. Dies ist jedoch unproblematisch, da die
Mikrosimulation die Verteilung der individuellen
Fehlerterme für jeden Haushalt berücksichtigt. Die
individuell zulässigen Störterme werden dabei so
angepasst, dass jeder Haushalt im Status quo der be-
obachteten Arbeitszeitkategorie zugeordnet wird.
Bei einem gröberen Raster zwischen den Hand-
lungsalternativen wie bei Kaltenborn et al. (2003)
wären die simulierten Übergangswahrscheinlichkei-
ten kleiner.
Das mit jeder Handlungsalternative verbundene
Nettoeinkommen wird unter der Annahme ermit-
telt, dass der für die Individuen beobachtete Brutto-
lohnsatz unabhängig von der gewählten Arbeitszeit
ist. Für Individuen, deren Marktlohn nicht beobach-
tet werden kann, weil sie nicht beschäftigt sind, wird
ein geschätzter Bruttostundenlohnsatz zugrunde ge-
legt, der aus einer selektionskorrigierten Lohnre-
gression stammt (Heckman 1979). Aus dem zu jeder
Arbeitszeitkategorie gehörenden Bruttoeinkommen
wird durch Anwendung des oben beschriebenen
Modells des deutschen Steuer- und Transfersystems
das zugehörige, hypothetische Nettoeinkommen ab-
geleitet.
Für die beobachtbare Komponente des Haushalts-
nutzens Uj bei Wahl der Handlungsalternative j ge-
hen wir von einer quadratischen Nutzenfunktion
aus:4
Uj =x jAxj +b xj.
Hierbei bezeichnet xj einen Spaltenvektor, der das
bei Wahl der Alternative j verfügbare Haushaltsein-
kommen und die verfügbare Freizeit enthält. Für
Alleinstehende enthält dieser Vektor zwei, für Paar-
haushalte drei Elemente, weil die Freizeitausstat-
3 Die Rundung erfolgt nach folgendem Schema: 0 bis unter 5
Stunden = 0 Stunden, 5 bis unter 15 Stunden = 10 Stunden, ...
über 45 Stunden = 50 Stunden.
4 Vgl. etwa van Soest (1995) für die Niederlande, Blundell et al.
(2000) für Großbritannien, Gerfin und Leu (2003) für die
Schweiz, sowie für Deutschland Steiner (2000).Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags Hilmar Schneider und Holger Bonin
tung der beiden Partner individuell berücksichtigt
werden muss. A bezeichnet eine entsprechend di-
mensionierte symmetrische Parametermatrix und b
einen Parametervektor.
Zur Abbildung von beobachtbarer Heterogenität
wird diese Spezifikation noch um
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erweitert, d.h. einige Verhaltensparameter werden
als Funktion beobachtbarer Merkmale der Indivi-
duen bzw. Haushalte aufgefasst, die über die indivi-
duellen Handlungsalternativen konstant sind. Diese
Spezifikation ist nur eine von vielen möglichen Al-Hilmar Schneider und Holger Bonin Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags
ternativen. Die generellste Spezifikation wäre, sämt-
liche Parameter als Funktion beobachtbarer Cha-
rakteristika und eines unbeobachtbaren Fehlerterms
zu betrachten. Versuche mit alternativen Spezifika-
tionen zeigen jedoch, dass nach Kontrolle der Inter-
aktion der beobachtbaren Charakteristika mit dem
Parameter für den (linearen) Freizeitterm fast keine
signifikanten Interaktionseffekte mit anderen Para-
metern übrig bleiben. Spezifikationen mit random
coefficients führen zu instabilen Ergebnissen.
Tabelle 3 zeigt die Schätzergebnisse für die drei ver-
schiedenen Haushaltstypen. Diese und die folgen-
den Ergebnisse beruhen für Nicht-Erwerbstätige auf
dem prognostizierten Erwartungswert ihres am
Markt erzielbaren Bruttostundenlohns. Der Schätz-
fehler auf der Stufe der vorgeschalteten Lohnregres-
sion wird somit vernachlässigt. Dieser Fehler ließe
sich zwar durch numerische Integration über die zu
maximierende Likelihoodfunktion simulieren (Gou-
rieroux und Montfort 1993), dieses Verfahren ist je-
doch relativ aufwändig, ohne die geschätzten Para-
meter substanziell zu verändern.
Die geschätzten Parameter des spezifizierten Ar-
beitsangebotsmodells sind schwer direkt zu inter-
pretieren. Vom theoretischen Standpunkt aus ist es
erforderlich, dass der marginale Nutzenzuwachs ei-
nes Haushalts bei einer Erhöhung des Konsums po-
sitiv ist. Für Paarhaushalte und alleinstehende
Frauen ist diese Monotoniebedingung bei allen
Haushalten für sämtliche Punkte der Budgetrestrik-
tion erfüllt. Dagegen implizieren die Parameter ei-
ner unrestringierten ML-Schätzung für alleinste-
hende Männer in rund zwei Prozent aller wählbaren
Fälle einen negativen Grenznutzen des Konsums.
Für diesen Haushaltstyp maximieren wir die Likeli-
hoodfunktion daher unter Einschluss einer Straf-
funktion, die den Parameterraum auf ökonomisch
plausible Werte restringiert.5
Die Schätzparameter für Freizeit weisen auf einen
bei längerer Arbeitszeit mit abnehmender Rate fal-
lenden Nutzen hin. Lediglich für alleinstehende
Männer ist der Parameter des linearen Freizeitterms
nicht signifikant. Für Paare führt eine Erhöhung der
5 Mit der Straffunktion wird der Wert der Likelihoodfunktion
verringert, wenn für C1  C2 und gegebene Parameter der Wert
der Nutzenfunktion an einer Stelle (C1, L) niedriger ist als an
einer Stelle (C2, L). Wie Euwals und van Soest (1995) verwenden
wir als Straffunktion für Handlungsalternative j:
p(j) = logΦ(α-1(U(Cj,L j) - U(0,5Cj,L j)).
Hierbei steht Φ für die Verteilungsfunktion der Standardnormal-
verteilung und α ist Gewichtungsparameter. Weil die unrestrin-
gierte Schätzung die Monotoniebedingung nur in wenigen Fällen
verletzt, reicht es, die Straffunktion mit α = 100 nur schwach zu
gewichten.
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gemeinsam verfügbaren Freizeit, gemessen an der
Interaktion der beiden Freizeitterme, zu einem sig-
nifikant höheren Nutzenniveau des Haushalts. Das
individuelle Arbeitsangebot erscheint demnach nicht
als Ergebnis unabhängiger Entscheidungen der bei-
den Partner, wie von Kaltenborn et al. (2003) unter-
stellt, sondern als Resultat eines Koordinationspro-
zesses zwischen den Partnern. Deshalb ist das Mo-
dell gemeinsamer Präferenzen vorzuziehen.
Die geschätzten Parameter der Heterogenitätsterme
sind als Verschiebung des marginalen Nutzenge-
winns bei längerer Freizeit für ein gegebenes Niveau
des Konsums und Ð im Fall von Paarhaushalten Ð
des Arbeitsangebots des anderen Partners zu inter-
pretieren. Ein positives Vorzeichen bedeutet dem-
nach einen zusätzlichen marginalen Nutzenverlust
aus Arbeit. Die geschätzten Parameter zeigen die
erwarteten Einflüsse: Bei Männern führen vor allem
Schwerbehinderung, Sozialhilfebezug des Haushalts
und ein akademischer Ausbildungsabschluss zu ei-
nem höheren marginalen Nutzenverlust aus Arbeit,
so dass die individuelle Arbeitszeit ceteris paribus
kürzer ausfällt. Frauen in den Neuen Bundesländern
zeigen eine deutlich höhere Bereitschaft länger zu
arbeiten als Frauen in den Alten Bundesländern.
Darüber hinaus ist insbesondere in Paarhaushalten
die Spezialisierung auf Haushaltsaufgaben zu erken-
nen. Der Nutzenzuwachs aus jeder nicht mit Er-
werbsarbeit verbrachten Stunde ist höher, falls Kin-
der oder ein Pflegefall im Haushalt vorhanden sind.
Unabhängig von Betreuungsaufgaben ist die Verrin-
gerung des Arbeitsangebots an den Familienstand
geknüpft. In Paarbeziehungen ist der marginale
Nutzenverlust bei einem gegebenen Arbeitsumfang
signifikant höher als bei unverheirateten Frauen.
4 Wirkungen eines allgemeinen Frei-
betrags bei den Sozialabgaben
4.1 Arbeitsangebotseffekte
Wenn ein Schock das mit einer bestimmten Arbeits-
zeit verbundene Nutzenniveau verändert, kann es
zu einem Übergang zwischen der in der Ausgangssi-
tuation gewählten Arbeitszeitkategorie zu einer der
übrigen diskreten Handlungsalternativen kommen.
Hinreichende Voraussetzung für eine positive Über-
gangswahrscheinlichkeit ist, dass der Schock den
Nutzen, der mit der alternativen Arbeitszeit verbun-
den ist, gegenüber dem Nutzen, der mit der ur-
sprünglich gewählten Arbeitszeit verbunden ist, re-
lativ erhöht.
Die Übergangswahrscheinlichkeiten nach einem
exogenen Schock auf die beobachtbaren Kompo-Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags Hilmar Schneider und Holger Bonin
nenten des empirischen Modells lassen sich unter
der Annahme, dass die geschätzten Verhaltenspara-
meter und die unbeobachtbaren Heterogenitätspa-
rameter konstant sind, simulieren. Im conditional
logit-Modell existiert hierfür eine geschlossene
Form, die auf der für einen Vektor von geschätzten
Parametern gültigen bedingten Verteilung der Dif-
ferenz der Störterme zwischen den Handlungsalter-
nativen beruht (Bonin und Schneider, 2004). Mit
Hilfe dieses Resultats kann der Vektor der Über-
gangswahrscheinlichkeiten zwischen der im Aus-
gangszustand gewählten und den alternativen Hand-
lungsoptionen auf Haushaltsebene exakt berechnet
werden. Durch Aggregation der für die Haushalte
bestimmten erwarteten Übergangswahrscheinlich-
keiten zwischen den Arbeitszeitkategorien erhält
man eine Transitionsmatrix, die die Reaktion des
Arbeitsangebots auf den exogenen Schock zusam-
menfasst.6
Die Einführung eines allgemeinen Freibetrags bei
den Sozialabgaben verändert die Nutzenrelationen
zwischen den Handlungsalternativen, weil sich die
Konsummöglichkeiten der Haushalte bei positiven
Arbeitszeiten verändern. Für die Mikrosimulation
der Arbeitsangebotswirkungen muss die Verände-
rung des Werts der beobachtbaren Komponenten
der Nutzenfunktion durch die Reform für jede
Handlungsmöglichkeit des Haushalts bestimmt wer-
den. Die Betrachtungsweise ist dabei partialanaly-
tisch, weil unterstellt wird, dass sich individuelle
Charakteristika, insbesondere der persönliche Brut-
tostundenlohnsatz, durch die Reform nicht verän-
dern.
Zunächst integrieren wir den Freibetrag von monat-
lich 250 Euro in das Modell des deutschen Steuer-
und Transfersystems für das Jahr 2002, ohne Maß-
nahmen zur Gegenfinanzierung zu berücksichtigen.
In Verbindung mit den zu diesem Zeitpunkt gelten-
den Beitragssätzen verringert die Einführung des
Freibetrags die individuellen Sozialversicherungs-
beiträge gegenüber dem Ausgangszustand im Regel-
fall um rund 51 Euro. Abweichungen hiervon treten
6 Kaltenborn et al. (2003) vergleichen dagegen nur die Wahr-
scheinlichkeiten der Wahl jeder Handlungsalternative vor und
nach dem Schock, die sich aus den beobachtbaren Komponenten
des Nutzenmodells ergeben. Die auf dieser Basis vorhergesagte
Wahrscheinlichkeit, dass im Ausgangszustand die beobachtete
Kategorie gewählt wird, ist generell kleiner eins. Dies steht im
Widerspruch zur identifizierenden Annahme des empirischen
Modells, dass die im Ausgangszustand beobachteten Entschei-
dungen für jeden Haushalt zum höchsten erreichbaren Nutzen
führen. Da das Modell die ursprüngliche Verteilung der Auswahl-
kategorien in der Stichprobe somit nicht reproduziert, beruht die
Simulation lediglich auf einem Vergleich von Randverteilungen.
Aussagen zu individuellen Nutzen- und Verteilungswirkungen des
Schocks sind daher unmöglich.
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auf, wenn das betrachtete Monatsbruttoeinkommen
unterhalb der ursprünglichen Freigrenze bei den So-
zialabgaben bzw. oberhalb der Versicherungshöchst-
grenze liegt. Da im Gegenzug die Sozialversiche-
rungsfreiheit geringfügiger Einkommen abgeschafft
wird, führt die Reform bei Monatseinkommen zwi-
schen 250 und 325 Euro zu höheren Sozialabgaben.
Bei Einkommen über der Versicherungshöchst-
grenze wirkt die Verkleinerung der Bemessungs-
grundlage durch den Freibetrag nicht oder nur teil-
weise, so dass die Beitragsentlastung entsprechend
niedriger ausfällt.
Zu beachten ist darüber hinaus, dass die mit der Re-
form erreichte Absenkung der Beiträge zu den Sozi-
alversicherungen nicht gleich der Veränderung der
Konsummöglichkeiten des Haushalts ist. Falls das
höhere Nettoeinkommen nach Sozialversicherung
zu niedrigeren Transferansprüchen führt oder der
Vorsorgefreibetrag bei der Einkommensteuer nicht
ausgeschöpft ist, fällt der Konsumanstieg geringer
aus als die Entlastung bei den Sozialabgaben.
Tabellen 4 und 5 beschreiben die simulierten Verän-
derungen des Arbeitsangebots von Männern und
Frauen nach Einführung eines allgemeinen Freibe-
trags bei den Sozialabgaben ohne Gegenfinanzie-
rung. Die für Alleinstehende und Paarhaushalte er-
mittelten Übergangswahrscheinlichkeiten zwischen
den Arbeitszeitkategorien wurden hierzu zusam-
mengefasst. Wie erwartet führt die Reform zu einer
Zunahme der Partizipationsraten: durch die resul-
tierende Erhöhung des Nettostundenlohnsatzes
überschreiten 2,0 Prozent der Frauen und 1,8 Pro-
zent Männer ihren Reservationslohn. Hochgerech-
net ergibt sich ein zusätzliches Arbeitsangebot von
rd. 340.000 Personen. Darunter sind rd. 163.000
Frauen. Diese wählen allerdings überwiegend Teil-
zeitbeschäftigungen: mehr als 60 Prozent beschrän-
ken sich auf Arbeitszeiten von 10 und 20 Stunden.
Dagegen stehen drei Viertel der im Status quo inak-
tiven Männer für Vollzeittätigkeiten mit über 30
Stunden zur Verfügung.
Angesichts der Größenordnung der simulierten Par-
tizipationseffekte stellt sich die Frage, inwieweit das
zusätzliche Arbeitsangebot auch vom Markt absor-
biert werden kann. Bildete die Nachfrageseite das
kürzere Marktende, wären die realisierten Beschäf-
tigungseffekte kleiner als der gemessene Partizipati-
onseffekt. Geht man dagegen davon aus, dass grund-
sätzlich jedes zusätzliche Arbeitsangebot auch be-
schäftigt werden kann, ist nicht auszuschließen, dass
die Reform, anders als für die Simulation unterstellt,
die Bruttolöhne verändert. Eine induzierte Lohn-
senkung hätte negative Rückwirkungen auf die Ar-
beitsbereitschaft, sodass auch in diesem Fall der tat-Hilmar Schneider und Holger Bonin Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags
sächliche Beschäftigungseffekt geringer ausfiele.
Deshalb handelt es sich bei den hier diskutierten Er-
gebnissen um die Obergrenze der zu erwartenden
Effekte.
Gegenüber dem Reservationslohneffekt spielt der
Einkommenseffekt, den die Reform bei den ur-
sprünglich Beschäftigten auslöst, keine wesentliche
Rolle. Nur ein kleiner Teil von Individuen, die im
Ausgangszustand Vollzeit arbeiten, wählt eine gerin-
gere Arbeitszeit, weil mit dem Zuwachs des Haus-
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haltsnettoeinkommens auch ein Zuwachs an Freizeit
attraktiver wird. Reservationslohneffekt und Ein-
kommenseffekt halten sich im Hinblick auf den An-
teil der Personen, die 40 Wochenstunden oder mehr
anbieten, gerade die Waage. Er beträgt vor und
nach der Reform konstant 58,2 Prozent.7
7 In sehr seltenen Fällen bewirkt die Reform Nettoeinkommens-
verluste, die zu einer Ausweitung des Arbeitsangebots führen.
Dies betrifft zum einen Personen, die im Status quo mit geringen
Arbeitszeiten sozialversicherungsfrei in 325-Euro-Jobs beschäf-Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags Hilmar Schneider und Holger Bonin
In Arbeitsstunden gemessen wächst das Arbeitsan-
gebot von Frauen um insgesamt 1,8 Prozent, das Ar-
beitsangebot von Männern um 1,4 Prozent. Ohne
den negativen Einkommenseinkommenseffekt bei
den schon vor der Reform Erwerbstätigen erreichte
der Anstieg des Stundenvolumens allerdings 2,1
Prozent bei den Frauen und 1,8 Prozent bei den
Männern. Dennoch vermeidet ein allgemeiner Frei-
betrag bei den Sozialabgaben weitgehend eine uner-
wünschte Nebenwirkung konventioneller Konzepte
für Lohnsubventionen durch vollständige oder teil-
weise Freistellung niedriger Einkommen von den
Sozialversicherungsbeiträgen. Diese führen zu stra-
tegischen Verhaltensreaktionen mit einem Trend zur
Teilzeitarbeit, so dass das angebotene Arbeitsvolu-
men trotz steigender Partizipationsrate zurückgeht
(Bonin, Kempe und Schneider 2003).
Diesem Vorteil der Freibetragslösung steht als
Nachteil gegenüber, dass die Förderung wenig ziel-
genau ist. Nahezu alle Beschäftigten erhalten eine
Beitragsentlastung, während nur ein kleiner Teil wie
gewünscht auf die staatliche Einkommensförderung
reagiert. Um die fiskalische Effizienz der Maß-
nahme zu prüfen, sind Kosten und Erträge der Sub-
vention gegenüberzustellen. Die Kosten bestehen in
den entgangenen Einnahmen für die Sozialversiche-
rungen infolge des Freibetrags. Die Erträge beste-
hen in zusätzlichen Einnahmen für die Sozialversi-
cherung durch den Wegfall der Sozialversicherungs-
freiheit, zusätzlichen Steuereinnahmen infolge der
höheren Erwerbsbeteiligung und niedrigerer Trans-
ferleistungen infolge höherer Nettoeinkommen aus
Arbeit.
tigt sind. Zum anderen besteht bei Vollzeit Beschäftigten die
Möglichkeit, dass die Reform Transferansprüche senkt oder die
Einkommensteuerlast erhöht. Insgesamt betrifft dies jedoch nur
rund 0,1 Prozent der Männer und 0,4 Prozent der Frauen.
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Tabelle 6 zeigt die durch die Reform ausgelösten
Veränderungen der verschiedenen Budgetposten
gegenüber dem Ausgangszustand. Dabei wird pari-
tätische Finanzierung der Sozialbeiträge unterstellt,
das heißt der Freibetrag führt zu einem gleich hohen
Rückgang der Beitragszahlungen von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern.8 Im Saldo dominiert der
deutliche Einnahmenausfall der Sozialversicherun-
gen. Der ursprüngliche Überschuss der staatlichen
Einnahmen über die Transferleistungen verringert
sich daher um mehr als fünf Prozent. Dabei sind
Entlastungseffekte durch die Zunahme des Arbeits-
angebots durchaus erkennbar. Ohne die simulierte
Verhaltensreaktion würde sich der Budgetsaldo so-
gar um 7,5 Prozent verschlechtern. Setzt man die so
ermittelten fiskalischen Kosten der Freibetragsrege-
lung in Relation zur Zahl der zusätzlich auf den Ar-
beitsmarkt tretenden Arbeitskräfte, ergibt sich ein
Förderaufwand von etwa 30.000 Euro pro Kopf und
Jahr. Dies ist mehr als das durchschnittlich erziel-
bare Einkommen der neuen Arbeitsanbieter.
Da sich die Reform fiskalisch nicht selbst trägt,
ist eine Wirkungsanalyse ohne Berücksichtigung
der erforderlichen Gegenfinanzierung unvollstän-
dig. Hierbei hängen die zu erwarteten Rückwirkun-
gen auf das Arbeitsangebotsverhalten selbstver-
ständlich von der Art der Finanzierung ab. Inner-
halb des Mikrosimulationsmodells analysieren wir
im Folgenden zwei hypothetische Szenarien. Die
erste Möglichkeit ist die Finanzierung des mit der
Reform verbundenen staatlichen Einnahmenver-
lusts über eine einkommensunabhängig erhobene
Kopfsteuer. Insbesondere trifft eine solche Steuer
auch Individuen, die nicht erwerbstätig sind.
8 Nicht erfasst wurden Einnahmenausfälle, die durch Wegfall der
pauschalen Arbeitgeberabgaben für im Status quo geringfügig
Beschäftigte entstehen.Hilmar Schneider und Holger Bonin Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags
Die zweite Ð realistischere Ð Möglichkeit ist die
Gegenfinanzierung über eine Konsumsteuer. Tat-
sächlich betrachten Kaltenborn et al. (2003) zum
Ausgleich der durch die Freibetragsregelung entste-
henden Beitragsausfälle eine Anhebung des Mehr-
wertsteuersatzes als wichtige Variante. Wegen der
statischen Struktur des Modells, in dem die Haus-
halte keine Ersparnis bilden, werden die Wirkungen
einer höheren Verbrauchbesteuerung nicht vollstän-
dig erfasst. Zumindest kurzfristig hängen die Belas-
tungen durch indirekte Besteuerung von der Spar-
quote ab, die tendenziell negativ mit dem Einkom-
men korreliert. Eine Rechtfertigung für unsere
Vorgehensweise liegt darin, dass das laufende Ein-
kommen als zusammenfassende Statistik für das
permanente Einkommen interpretiert werden kann:
Haushalte können die Zahlung von Konsumsteuern
durch Ersparnis zwar in die Zukunft verschieben,
aber der Belastung nicht ausweichen, wenn sie lang-
fristig ihr Kapital auflösen bzw. Zinserträge erzielen.
In beiden Szenarien zur Gegenfinanzierung werden
die Steuersätze so bemessen, dass die Reform haus-
haltsneutral ist, das heißt der ursprünglich gemes-
sene Saldo von Transferausgaben und Beitrags- und
Steuereinnahmen wieder erreicht wird. Da die Ge-
genfinanzierung ihrerseits Verhaltenseffekte auslöst,
ist ein iteratives Verfahren erforderlich. Im ersten
Schritt wird der Steuersatz so festgelegt, dass der
unmittelbar durch die Reform ausgelöste Einnah-
menverlust (vgl. Tabelle 6) gedeckt wird. Im folgen-
den Schritt wird ermittelt, wie die Verhaltensanpas-
sung, die von der zur Gegenfinanzierung erhobenen
Steuer ausgelöst wird, den staatlichen Budgetsaldo
verändert. Der zuerst verwendete Steuersatz wird
entsprechend angepasst. Dieser Schritt wird solange
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wiederholt, bis sich der Steuersatz nicht mehr än-
dert. Die Geschwindigkeit, mit der die Steuersätze
zur Gegenfinanzierung konvergieren, hängt von der
Art der Gegenfinanzierung ab. In beiden Szenarien
wird Konvergenz bereits nach wenigen Iterationen
erreicht. Die folgenden Ergebnisse beruhen auf dem
simulierten Arbeitsangebot nach fünf Wiederholun-
gen.
Tabelle 7 zeigt, wie sich das simulierte Arbeitsange-
bot nach der Reform durch Berücksichtigung der
Gegenfinanzierung verändert. Erfolgt der Budget-
ausgleich über eine proportionale Konsumsteuer, ist
ein Steuersatz in Höhe von rund fünf Prozent des
Haushaltseinkommens nach Steuern und Transfers
erforderlich. Dabei ist der endgültige Finanzierungs-
bedarf höher als die unmittelbaren Kosten der Frei-
betragsregelung, da die Gegenfinanzierung negativ
auf das Arbeitsangebot wirkt. Die Proportional-
steuer treibt einen Keil zwischen die Arbeitsein-
kommen und dem daraus finanzierten, Nutzen stif-
tenden Konsum. Der Anreiz zur Arbeitsaufnahme
verringert sich, so dass sich der Partizipationseffekt
einer fiskalisch aufkommensneutralen Reform (0,9
Prozentpunkte) gegenüber dem Szenario ohne Ge-
genfinanzierung halbiert.
Die Konsumsteuerlast bei den im Ausgangszustand
Beschäftigten wächst näherungsweise proportional
zur Arbeitszeit, während die Beitragsentlastung
durch die Freibetragsregelung konstant ist. Dies ver-
zerrt die Arbeitsangebotsentscheidung zu Lasten
längerer Arbeitzeiten, so dass der Anteil der Be-
schäftigten mit einer Wochenarbeitszeit von mindes-
tens 40 Stunden gegenüber dem Ausgangszustand
zurückgeht. Diese Verzerrung ist stark genug, umWohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags Hilmar Schneider und Holger Bonin
den verbleibenden positiven Partizipationseffekt zu
kompensieren. Insgesamt geht das simulierte Ar-
beitsangebot in Stunden gerechnet um 0,2 Prozent
zurück. Der potenzielle Beschäftigungseffekt der
Freibetragsregelung ist somit qualitativ neu zu be-
werten, wenn man die vorgesehene Form der Ge-
genfinanzierung in die Mikrosimulation einbezieht.
Die Gegenfinanzierung über eine Pauschalsteuer er-
fordert einen Betrag von rund 44 Euro pro Kopf
und Monat. Dieser Betrag ist geringer als die Ent-
lastung der sozialabgabenpflichtigen Individuen
durch den Freibetrag, da die Steuer auch bei den
nicht Beschäftigten erhoben wird. Da die Höhe der
Kopfsteuer von der Arbeitszeit unabhängig ist, wird
die Arbeitsangebotsentscheidung nicht verzerrt: es
entsteht lediglich ein Ð empirisch gesehen schwa-
cher Ð Einkommenseffekt. Folglich unterscheidet
sich die simulierte Verteilung der gewählten Ar-
beitszeiten kaum von der im Fall ohne Gegenfinan-
zierung. Trotzdem unterscheiden sich die beiden
Szenarien substanziell, da sich mit der Gegenfinan-
zierung das verfügbare Einkommen und damit das
für die Haushalte erreichbare Nutzenniveau verän-
dert. Für eine angemessene Bewertung der Reform
reicht die Betrachtung der potenziellen Wirkungen
auf das Arbeitsangebot allein daher nicht aus. Viel-
mehr müssen auch die Folgen für die individuelle
Wohlfahrt simuliert werden. Dies ist Gegenstand
des folgenden Abschnitts.
4.2 Wohlfahrts- und Verteilungseffekte
Simuliert wird der Effekt, der sich ausschließlich aus
der durch die Reform bedingten Veränderung von
Einkommen und verfügbarer Freizeit ergibt. Dies
heißt, es wird Konstanz der unbeobachteten Hetero-
genitätsterme des geschätzten Nutzenmodells vor
und nach der zu simulierenden Reform unterstellt.
Unter dieser Prämisse lässt sich für jeden Haushalt
angeben, um wie viel sich der geschätzte Wert der
Nutzenfunktion gegenüber dem Ausgangszustand
verändert, wenn der Haushalt nach der Reform eine
bestimmte der zugelassenen Arbeitszeitkategorien
auswählt. Durch Gewichtung mit den berechneten
Übergangswahrscheinlichkeiten zwischen den Hand-
lungsalternativen ergibt sich der Erwartungswert
der Nutzenveränderung eines Haushalts durch die
Reform.
Um die erwarteten Nutzenveränderungen zwischen
den Haushalten zu vergleichen, ist eine Umrech-
nung in monetäre Äquivalente erforderlich. Diese
lassen sich auf Basis einer äquivalenten Variation er-
mitteln. Diese misst, um wie viel sich das ursprüngli-
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che Haushaltseinkommen verändern müsste, damit
der Haushalt bei konstanten relativen Preisen von
Freizeit und Konsum, also bei Verschiebung aller
Budgetpunkte des Haushalts um einen konstanten
Betrag, dasselbe Nutzenniveau wie nach der Reform
erreicht. In der von uns gewählten Ð quadrati-
schen Ð Spezifikation ist die an der Stelle des Aus-
gangskonsums C0 evaluierte partielle Ableitung der






Demnach gilt für nicht zu große Abweichungen des
Nutzens gegenüber dem ursprünglichen Nutzen U0
(∆U  ∂U)) näherungsweise:
∆U  U  U0  f(C0)ln
C
C0.
Die zu analysierende Reform verändere den Haus-
haltsnutzen durch eine relative Preisänderung (und
die damit induzierte Verhaltensanpassung) um den
Betrag U ˜ - U0. Die Einkommensänderung C ˜ - C0,
die den Haushalt zwischen den alten und neuen
Preisen indifferent ließe, folgt unmittelbar aus einer
Umformung der vorangehenden Relation:
C ˜  C0  C0exp
U ˜  U0
f(C0)   1
Abbildung 2 zeigt die so ermittelten monetären Nut-
zenäquivalente für den Fall der Freibetragsregelung
ohne Gegenfinanzierung. Um Aussagen über die
Verteilungswirkungen der Reform zu gewinnen,
werden für die drei betrachteten Haushaltstypen
Durchschnittswerte der erwarteten Wohlfahrtsände-
rungen innerhalb von Einkommensdezilen betrach-
tet. Die Haushalte wurden hierfür gemäß ihren
Konsummöglichkeiten im Ausgangszustand ange-
ordnet.
Ohne Gegenfinanzierung stellt die Freibetragsrege-
lung alle Haushalte besser. Unter Verteilungsaspek-
ten wirkt die Reform überwiegend neutral. Inner-
halb der Haushaltstypen sind die monetär bewerte-
ten Nutzengewinne über einen weiten Einkom-
mensbereich annähernd konstant. Ausnahmen gibt
es an den Rändern: die Wohlfahrtsgewinne sind im
obersten Einkommensdezil etwas schwächer, im un-
tersten Einkommensdezil deutlich stärker als im
Durchschnitt. Insgesamt scheint die Reform somit
das ihr zugedachte Verteilungsziel zu erreichen.
Deutliche Unterschiede zeigen sich allerdings zwi-
schen den Haushaltstypen. Alleinstehende aller Ein-Hilmar Schneider und Holger Bonin Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags
kommensgruppen ziehen aus der Beitragsentlastung
einen erheblich höheren Nutzengewinn als Paare.
Bei den Alleinstehenden wiederum profitieren
Männer etwas stärker als Frauen im gleichen Ein-
kommensdezil.
Die Beurteilung der Reform ändert sich jedoch ent-
scheidend, wenn man die Wirkungen der erforderli-
chen Gegenfinanzierung in die Simulation der
Wohlfahrtseffekte einbezieht. Abbildungen 3 und 4
zeigen die Verteilung der monetären Äquivalente
der Wohlfahrtsänderungen bei Gegenfinanzierung
über eine Kopfsteuer bzw. eine Konsumsteuer. Zwar
hat die Freibetragsregelung bei Gegenfinanzierung
über eine Kopfsteuer, wie oben gezeigt, einen positi-
ven Arbeitsangebotseffekt, für die 80 Prozent der
Haushalte im mittleren Bereich der Einkommens-
skala bedeutet dies jedoch praktisch keine Ände-
rung der individuellen Wohlfahrt gegenüber dem
Ausgangszustand. Die geringeren Konsummöglich-
keiten nach Zahlung der Pauschalsteuer heben den
unmittelbaren Nutzengewinn aus dem Freibetrag
auf. Im obersten Einkommensdezil kommt es durch
diesen Effekt sogar zu einer absoluten Verschlechte-
rung der Wohlfahrt. Lediglich bei den Haushalten
im untersten Einkommensdezil ist der ursprüngliche
Nutzenzuwachs so stark, dass nach den Wohlfahrts-
verlusten durch die Kopfsteuer ein substanzieller
positiver Wohlfahrtseffekt verbleibt.
Noch ungünstiger ist das Bild bei Gegenfinanzie-
rung über eine Konsumsteuer. Alle Haushalte (mit
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Ausnahme der Paare und alleinstehenden Frauen im
untersten Einkommensdezil) sind schlechter gestellt
als im Ausgangszustand. Die mit der indirekten Be-
steuerung verbundenen Wohlfahrtsverluste domi-
nieren, weil die erhobene Konsumsteuer nicht nur
die unmittelbaren fiskalischen Kosten des Freibe-
trags auffangen muss, sondern auch die zusätzlichen
Einnahmenausfälle, die aus dem mit der Gegenfi-
nanzierung verbundenen Rückgang des Arbeitsvo-
lumens resultieren. Bei allen Haushaltstypen neh-
men die Wohlfahrtsverluste mit dem Einkommen
zu. Die betrachtete Steuer auf den Konsum wirkt
proportional zum verfügbaren Einkommen, wäh-
rend die Wohlfahrtsgewinne durch den Freibetrag
weitgehend unabhängig von der Einkommensposi-
tion der Haushalte sind (vgl. Abbildung 2). Paare
sind durchweg weniger belastet als Alleinstehende,
weil sich die Einschränkung des Konsums auf zwei
Köpfe verteilt.
Bei einer weniger breit gewählten Bemessungs-
grundlage Ð wie etwa bei einer Mehrwertsteuer Ð
wäre ein anderes Wohlfahrts- und Verteilungsergeb-
nis denkbar, weil der Anteil des zur Gegenfinanzie-
rung herangezogenen Konsums mit dem Einkom-
men variieren könnte.9 Die Analyse eines solchen
9 Die Wohlfahrtswirkungen einer Mehrwertsteuerfinanzierung
sind unbestimmt. Einerseits führt die Verkleinerung der Bemes-
sungsgrundlage zu höheren Steuersätzen. Dies macht höhere
Wohlfahrtsverluste wahrscheinlich, wenn man unterstellt, dass
der deadweight loss einer Steuer überproportional mit ihrer Höhe
wächst. Andererseits könnten die Wohlfahrtsverluste durch nega-Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags Hilmar Schneider und Holger Bonin
Szenarios erfordert ein strukturelles Modell, in dem
die Haushalte simultan über die Nachfrage nach
tive Arbeitsangebotsanreize kleiner ausfallen, falls sich die Be-
messungsgrundlage regressiv entwickelt.
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Freizeit und die Struktur ihres Konsums als Funk-
tion des Einkommens entscheiden. Dies würde je-
doch den Rahmen dieser Untersuchung sprengen.Hilmar Schneider und Holger Bonin Wohlfahrts- und Verteilungseffekte eines allgemeinen Freibetrags
5 Zusammenfassende Bewertung
Der vorliegende Beitrag untersucht die Wohlfahrts-
und Verteilungswirkungen eines allgemeinen Frei-
betrags bei den Sozialabgaben, der die bisherigen
Ausnahmeregeln für Sozialbeiträge bei geringfügi-
ger Beschäftigung ersetzt. Ausgangspunkt ist die Si-
mulation der Wirkungen auf das Arbeitsangebot in-
nerhalb eines strukturellen Modells, in dem Haus-
halte aus einer begrenzten Zahl von Alternativen
die Nutzen maximierende Arbeitszeit auswählen.
Für sich betrachtet führt die Verringerung der Bei-
tragslast durch den Freibetrag zu den gewünschten
Arbeitsmarkteffekten. Die Partizipationsrate steigt
um 1,8 Prozentpunkte. Anders als bei Programmen
zur Subventionierung im unteren Einkommensbe-
reich unterbleiben darüber hinaus strategische Ar-
beitsangebotsreaktionen, um in den geförderten
Einkommensbereich zu kommen; es wirkt lediglich
ein Ð empirisch schwacher Ð Einkommenseffekt, so
dass das angebotene Arbeitsvolumen insgesamt
steigt. Trotzdem erscheint die Freibetragsregelung
wegen der sehr breiten Anlage der Förderung nicht
fiskalisch effizient. Selbst nach Berücksichtigung zu-
sätzlicher Steuereinnahmen und Einsparungen bei
den Transfers sind die staatlichen Einnahmenver-
luste pro zusätzlich auf den Markt tretenden Ar-
beitsanbieter höher als das durchschnittliche bei-
tragspflichtige Entgelt in der Gesetzlichen Renten-
versicherung. Vergleicht man den erwarteten Nut-
zen der Haushalte vor und nach Einführung des
Freibetrags, erreicht die Reform durchgehend Wohl-
fahrtsverbesserungen. In Relation zum Einkommen
nehmen die Vorteile mit steigenden Konsummög-
lichkeiten der betrachteten Haushalte ab, die stärks-
ten Nutzengewinne werden im untersten Einkom-
mensdezil erzielt. Somit scheint die Maßnahme die
ihr zugedachten Verteilungsziele zu erreichen.
Dieses Urteil muss revidiert werden, wenn man die
erforderliche Gegenfinanzierung in die Simulation
einbezieht. Nähert man die Wirkungen der zum
Ausgleich vorgesehenen indirekten Besteuerung mit
Hilfe einer breit bemessenen proportionalen Kon-
sumsteuer an, schrumpft das Gesamtvolumen des
Arbeitsangebots, so dass der Finanzierungsbedarf
noch zunimmt. Nahezu alle Haushalte werden ge-
genüber dem Ausgangszustand schlechter gestellt.
Die Nutzenverluste entwickeln sich, im Gegensatz
zu den Verteilungszielen der Reformbefürworter,
annähernd proportional zur ursprünglichen Ein-
kommensposition der Haushalte. Die Reform ver-
fehlt also, mit Ausnahme eines geringen Anstiegs
der Partizipationsrate, die ihr zugedachten Ziele.
Verhaltensneutral wäre die Gegenfinanzierung über
eine Kopfsteuer, so dass die Zunahme der Erwerbs-
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bereitschaft durch den Freibetrag erhalten bleibt.
Allerdings dürfte auch dieses Reformpaket nicht
nur wegen der rein praktischen Probleme einer Pau-
schalbesteuerung wenig Akzeptanz finden. Nur
Haushalte am untersten Einkommensrand verbu-
chen Nutzengewinne. Für alle anderen heben sich
die Effekte des Freibetrags und seiner Gegenfinan-
zierung vollständig auf. Daher scheint der schwere
Eingriff in das bestehende Beitrags- und Steuerge-
füge Ð hochgerechnet beläuft sich das Finanzvolu-
men des analysierten Konzepts auf rund 20 Milliar-
den Euro Ð kaum zu rechtfertigen. Die kleine
Gruppe der profitierenden Niedrigeinkommens-
haushalte ließe sich zielgenauer erreichen.
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